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Geſetz-Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Inhalt: Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Braunſchweig wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von 
Blankenburg nach Quedlinburg mit Abzweigung nach Thale, ©. 393. — Verordnung, betreffend 
die Bildung eines Regierungsbezirkes Allenſtein in der Provinz Oſtpreußen, S. 399. — Bekannt- 
machung, betreffend den Zeitpunkt, zu dem die Regierung in Allenſtein ihre Tätigkeit eröffnet, 
S. 400. — Bekanntmachung, betreffend den Staatsvertrag über Aufhebung der parochialen 
Verbindung der preußiſchen Kirchengemeinde Sichertshauſen mit der heſſiſchen Kirchengemeinde Treis 
an der Lumda vom 25./22. März 1905, ©. 400. 


(Jr. 10653.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Braunſchweig wegen Herſtellung einer 
Eiſenbahn von Blankenburg nach Quedlinburg mit Abzweigung nach Thale. 
Vom 3. Juli 1905. 


Seu Majeſtät der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit der 
Prinz Albrecht von Preußen, Regent des Herzogtums Braunſchweig, haben zum 
Zwecke einer Vereinbarung über die Herſtellung einer Eiſenbahn von Blanken— 
burg nach Quedlinburg mit Abzweigung nach Thale zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Oberfinanzrat Dr. Strutz, 
Allerhöchſtihren Geheimen Oberregierungsrat Martini; 
Seine Königliche Hoheit der Prinz Albrecht von Preußen, 
Regent des Herzogtums Braunſchweig: 
Höchſtihren Regierungsrat von dem Buſch, 


von denen unter Vorbehalt der Ratifikation der nachſtehende Vertrag verabredet 
und abgeſchloſſen worden iſt. 
Artikel 1. 

Der zwiſchen Preußen und Braunſchweig zu Gunſten der Harzgürtelbahn— 
geſellſchaft abgeſchloſſene Staatsvertrag vom 15./16. Juni 1898 wegen Her⸗ 
ſtellung einer ſchmalſpurigen Eiſenbahn von Wernigerode über Blankenburg nach 
Quedlinburg mit einer Abzweigung von Blankenburg nach Thale iſt wegen Nicht- 
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errichtung der Harzgürtelbahngeſellſchaft gegenſtandslos geworden und wird 
hiermit aufgehoben. 

Die Königlich Preußiſche und die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung 
ſind bereit, der Halberſtadt⸗Blankenburger Eiſenbahngeſellſchaft in Blankenburg 
unter den üblichen Bedingungen die Konzeſſion zum Bau und Betrieb einer 
vollſpurigen Eiſenbahn von Blankenburg nach Quedlinburg mit Abzweigung 
nach Thale für die in ihrem Gebiete gelegenen Strecken zu erteilen. 


Artikel 2. 

Die Bahn fol in der Station Blankenburg an die Halberſtadt⸗Blanken⸗ 
burger Eiſenbahn, in der Station Quedlinburg an die preußiſche Staatseiſenbahn 
angeſchloſſen werden. Die Abzweigung nach Thale muß auf die linke Seite der 
Bode beſchränkt bleiben, ſo daß jede öffentliche oder private Gleisverbindung mit 
der rechten Seite der Bode ausgeſchloſſen iſt. Die Spurweite der Bahn ſoll 
1,435 Meter betragen. Für ihren Bau und Betrieb find die für Nebeneiſenbahnen 
geltenden Beſtimmungen der Eifenbahnbaus und Betriebsordnung vom 4. No⸗ 
vember 1904 (Reichs-Geſetzbl. Nr. 47) maßgebend. 


Artikel 3. 

Die Vollendung und Inbetriebnahme der Eiſenbahn von Blankenburg 
nach Quedlinburg mit Abzweigung nach Thale muß längſtens binnen 2 Jahren 
von dem Tage an gerechnet, an welchem die Eiſenbahngeſellſchaft in den Beſitz 
der Konzeſſionen beider Regierungen gelangt ſein wird, bewirkt werden. Sollte 
ſich die Vollendung des Baues über dieſe Friſt hinaus durch Verhältniſſe ver⸗ 
zögern, für welche die Eiſenbahngeſellſchaft nach dem in dieſer Beziehung ent⸗ 
ſcheidenden Ermeſſen der zuſtändigen Eiſenbahnaufſichtsbehörden ein Verſchulden 
nicht trifft, fo wird der Geſellſchaft durch die bezeichneten Behörden eine ent— 
ſprechende Friſtverlängerung gewährt werden. 


Artikel 4. 
Zum Zwecke des Erwerbes des zur Anlage der Bahn erforderlichen Grund 
und Bodens wird jede der vertragſchließenden Regierungen für ihr Gebiet der 
Eiſenbahngeſellſchaft das Enteignungsrecht verleihen. 


Artikel 5. 

Die Oberaufſicht über die Eiſenbahngeſellſchaft im allgemeinen verbleibt der 
Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung als derjenigen, in deren Gebiete die 
Geſellſchaft ihren Sitz hat. Die Königlich Preußiſche Regierung iſt damit ein- 
verſtanden, daß die Beſtimmung über die Dotierung des Reſerve- und des Er- 
neuerungsfonds hinſichtlich der Strecke Blankenburg- Quedlinburg mit Abzweigung 
nach Thale auch in Beziehung auf die in ihrem Gebiete gelegenen Teile der 
Bahn ſeitens der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung erfolgt. 


Die Genehmigung und Feſtſetzung der Fahrpläne für die Strecke Blanken⸗ 
burg- Quedlinburg mit Abzweigung nach Thale wird der Herzoglich Braun⸗ 
ſchweigiſchen Regierung mit der Maßgabe überlaſſen, daß beſondere Wünſche der 
Königlich Preußiſchen Regierung tunlichſt zu berückſichtigen ſind. 

Die Feſtſetzung der Tarife für die Bahnſtrecke von Blankenburg nach 
Quedlinburg mit Abzweigung nach Thale ſoll der Königlich Preußiſchen Re⸗ 
gierung zuſtehen. Die Halberſtadt⸗Blankenburger Eiſenbahngeſellſchaft ſoll ver- 
pflichtet ſein, für die neuen Bahnſtrecken das jeweilig auf den preußiſchen Staats⸗ 
bahnen beſtehende Tarifſyſtem anzunehmen, und, ſoweit der Königlich Preußiſche 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten dies für erforderlich erachtet, überhaupt hin⸗ 
ſichtlich der Einrichtung und Berechnung der Tarife die für die preußiſchen 
Staatsbahnen jeweilig beſtehenden allgemeinen Grundſätze zu befolgen. Jedoch 
wird der Halberſtadt⸗Blankenburger Eiſenbahngeſellſchaft für die erſten fünf Jahre 
nach der Eröffnung des Betriebs auf der Geſamtſtrecke der neuen Linien die Be⸗ 
fugnis eingeräumt, die Tarife für dieſe Linien bis zur Höhe der ihr von der 
Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung für die Strecke Halberſtadt-Blanken⸗ 
burg genehmigten Höchſttarife zu bilden. 

In betreff des Güterverkehrs werden nach Ablauf jenes fünfjährigen Zeit⸗ 
raums) folange die Bahn nach dem Ermeſſen des Königlich Preußiſchen Miniſters 
der öffentlichen Arbeiten vorwiegend von nur örtlicher Bedeutung iſt, wieder⸗ 
kehrend von fünf zu fünf Jahren Höchſttarifſätze für die einzelnen Güterklaſſen 
unter Berückſichtigung der finanziellen Lage des Unternehmens von dem genannten 
Miniſter feſtgeſtellt. Der Eiſenbahngeſellſchaft bleibt überlaſſen, nach Maßgabe 
der reichs und landesgeſetzlichen Vorſchriften und unter Beachtung der im vorher⸗ 
gehenden Abſatze bezeichneten allgemeinen Grundſätze innerhalb der Grenzen dieſer 
Höchſtſätze die Sätze für die Tarifklaſſen nach eigenem Ermeſſen feſtzuſetzen und 
Erhöhungen wie Ermäßigungen der Tarifklaſſenſätze ohne beſondere Zuſtimmung 
der Aufſichtsbehörde vorzunehmen. 

Die Einführung der vierten Wagenklaſſe wird von beiden Regierungen 
für gewiſſe Strecken der Halberſtadt⸗Blankenburger Eiſenbahngeſellſchaft, jedenfalls 
für die Strecken Langenſtein—Derenburg-Minsleben und Blankenburg-Quedlin⸗ 
burg mit Abzweigung nach Thale für notwendig erachtet , ſoll der Geſellſchaft 
jedoch nicht vor Ablauf von fünf Jahren ſeit der Betriebseröffnung der zuletzt 
genannten Linie auferlegt werden. 

Die Staatsaufſicht hinſichtlich des Baues und Betriebs der einzelnen 
Strecken ſteht jeder Regierung innerhalb ihres Staatsgebiets zu. Danach ge⸗ 
ſchieht die Feſtſtellung der Bauentwürfe ſowie die Prüfung der Fahrzeuge durch 
jede der beiden Regierungen innerhalb ihres Staatsgebiets. Die von einer der 
vertragſchließenden Regierungen geprüften Betriebsmittel werden ohne weitere 
Prüfung auch im Gebiete der anderen Regierung zugelaſſen. Dieſe Beſtim⸗ 
mungen finden auch auf die bereits im Betriebe befindlichen Strecken der Halber⸗ 
ſtadt⸗Blankenburger Eiſenbahn Anwendung. Die Beſtimmungen im Artikel 3 
Abſ. 4 des Staatsvertrags vom 19. November 1869 und im Artikel IV Abſ. 2 
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des Staatsvertrags vom 27./30. Juni 1884 werden für das Halberſtadt-Blanken⸗ 
burger Eiſenbahnunternehmen außer Kraft geſetzt. 


Artikel 6. 

Die Halberſtadt-Blankenburger Eiſenbahngeſellſchaft hat ſich wegen aller 
Entſchädigungsanſprüche, welche aus Anlaß der Bahnanlage oder des Bahnbetriebs 
entſtehen und gegen ſie geltend gemacht werden möchten, der Gerichtsbarkeit und, 
inſoweit nicht Reichsgeſetze Platz greifen, den Geſetzen desjenigen Staates zu unter— 
werfen, auf deſſen Gebiete ſie entſtanden ſind. 

Die gegen die Eiſenbahngeſellſchaft rechtskräftig ergehenden Entſcheidungen 
der Königlich Preußiſchen Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte ſollen 
ohne weiteres gegen dieſelbe ebenſo vollſtreckbar ſein, wie wenn ſie ihren Sitz in 
Preußen hätte. 

Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung wird Anordnung treffen, daß 
die beſcheinigter Zuſtellung bedürfenden Verfügungen der Königlich Preußiſchen 
Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte auf deren Erſuchen ohne weiteres 
dem Vorſtande der Eiſenbahngeſellſchaft durch die zuſtändige braunſchweigiſche 
Behörde zugeſtellt werden. 

Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt vorbehalten, den Verkehr 
zwiſchen ihr und der Eiſenbahngeſellſchaft ſowie die Handhabung der von ihr 
auszuübenden Hoheits- und Aufſichtsrechte einer beſonderen Behörde oder einem 
beſonderen Kommiſſare zu übertragen. 


Artikel 7. 

Die Bahnpolizei wird unter Aufſicht der dazu in jedem Staatsgebiete zu- 
ſtändigen Behörden nach Maßgabe der im Artikel 2 bezeichneten Eiſenbahn-Bau— 
und Betriebsordnung gehandhabt. Die in den beiden Staatsgebieten ſtationierten 
Bahnpolizeibeamten find auf Vorſchlag der Bahnverwaltung bei den zuſtändigen 
Behörden des betreffenden Staates zu verpflichten. 


Artikel 8. 

Bei Anſtellung der ſubalternen und unteren Bedienſteten finden die für 
Beſetzung der Subaltern- und Unterbeamtenſtellen mit Militäranwärtern jeweilig 
geltenden Grundſätze Anwendung. 

Bei Beſetzung dieſer unteren Beamtenſtellen hat die Eiſenbahngeſellſchaft 
bei ſonſt gleicher Befähigung innerhalb des Gebiets eines jeden der vertrag— 
ſchließenden Staaten auf die Bewerbungen der Angehörigen desſelben beſondere 
Rückſicht zu nehmen. 

Die Angehörigen eines Staates, welche im Gebiete des anderen Staates 
angeſtellt werden ſollten, ſcheiden dadurch aus dem Untertanenverband ihres 
Heimatlandes nicht aus, ſind aber den Geſetzen des Landes, in welchem ſie an— 
geſtellt ſind, unterworfen. 


33 


Artikel 9. 
Der Militär- und Telegraphenverwaltung gegenüber iſt die Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft den bereits erlaſſenen oder künftig für die Eiſenbahnen im Deutſchen 
Reiche ergehenden geſetzlichen und reglementariſchen Beſtimmungen unterworfen. 


Artikel 10. 

Gegenüber der Poſtverwaltung iſt die Eiſenbahngeſellſchaft den Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 20. Dezember 1875 (Reichs-Geſetzbl. für 1875 S. 318) und 
den dazu ergangenen oder künftig ergehenden Vollzugsbeſtimmungen und deren 
Abänderungen mit den Erleichterungen unterworfen, welche nach den vom Reichs⸗ 
kanzler erlaſſenen Beſtimmungen vom 28. Mai 1879 (Zentralblatt für das Deutſche 
Reich S. 380) für Bahnen untergeordneter Bedeutung Rebeneiſenbahnen) für 
die Zeit bis zum Ablaufe von acht Jahren vom Beginne des auf die Betriebs— 
eröffnung der neuen Strecken folgenden Kalenderjahrs gewährt ſind. Sofern 
innerhalb des vorbezeichneten Zeitraums in den Verhältniſſen der Bahn infolge 
von Erweiterungen des Unternehmens oder durch den Anſchluß an andere Bahnen 
oder aus anderen Gründen eine Anderung eintreten ſollte, durch welche nach der 
Entſcheidung der oberſten Reichsaufſichtsbehörde die Bahn die Eigenſchaft als 
Nebenbahn verliert, kommt das Eiſenbahnpoſtgeſetz mit den dazu gehörigen Voll— 
zugsbeſtimmungen ohne Einſchränkung zur Anwendung. 


Artikel 11. 

Für Kriegsbeſchädigungen und Zerſtörungen der Bahn im Gebiet eines 
der vertragſchließenden Staaten, mögen ſolche vom Feinde ausgehen oder im 
Intereſſe der Landesverteidigung veranlaßt werden, ſoll die Eiſenbahngeſellſchaft 
oder deren Rechtsnachfolger einen Erſatz weder von dieſen Staaten noch vom 
Reiche beanſpruchen können. 

Artikel 12. 

Jede der Regierungen behält ſich vor, die in ihr Gebiet fallenden Bahn— 
ſtrecken der Beſteuerung nach Maßgabe der Landesgeſetze zu unterziehen. Die 
Eiſenbahnabgabe für die preußiſchen Strecken wird — unter Aufhebung der Be- 
ſtimmungen im Artikel 10 Abſ. 2 des Staatsvertrags vom 19. November 1869 
und in Abänderung des Artikels XI des Staatsvertrags vom 27. Juni 1884 — 
einheitlich nach dem Geſetze vom 16. März 1867, betreffend die Abgabe von 
allen nicht im Beſitze des Staates oder inländiſcher Eiſenbahnaktiengeſellſchaften 
befindlichen Eiſenbahnen, berechnet. 

Die Abgabe, welche hiernach zu erheben iſt, wird von dem Reinertrage 
des ganzen Unternehmens berechnet, und der auf das preußiſche Staatsgebiet 
entfallende Anteil nach dem Verhältniſſe des auf die in Preußen belegenen 
Strecken verwendeten Anlagekapitals zu demjenigen der ſämtlichen Strecken der 
Halberſtadt-Blankenburger Eiſenbahngeſellſchaft feſtgeſtellt. Zu dieſem Zwecke 
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wird das auf die in Preußen und die in Braunſchweig belegenen Strecken und 
Streckenteile verwendete Anlagekapital im Einverſtändniſſe beider Regierungen feſt⸗ 
geſtellt. Die erſtmalige Feſtſtellung des Anlagekapitals ſoll alsbald geſchehen 
und eine weitere Feſtſtellung vom 1. Januar des auf die Betriebseröffnung der 
neuen Linien folgenden Jahres vorgenommen werden. Von da ab geſchieht die 
Feſtſetzung wiederkehrend von fünf zu fünf Jahren, ſoweit nicht erhebliche Ver⸗ 
mehrungen des Anlagekapitals andere Friſten bedingen. 

Gemäß vorſtehenden Beſtimmungen wird die Steuer vom 1. Januar 1905 
ab, und zwar alljährlich nachträglich erhoben. 

Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung wird der Königlich Preußiſchen 
Regierung die Berechnung des Reinertrags der Bahnen alljährlich und zwar 
ſpäteſtens ſechs Monate nach Ablauf des betreffenden Jahres mitteilen. 


Artikel 13. 


Für Akte der ſtaatlichen Oberaufficht und die Ausübung ſtaatlicher Hoheits⸗ 
rechte, insbeſondere für die landespolizeiliche Prüfung und Abnahme von Eiſenbahn⸗ 
ſtrecken und ſonſtigen Eiſenbahnanlagen, werden Gebühren und Auslagen von 
den vertragſchließenden Regierungen nicht erhoben werden. 


Artikel 14. 


Die vertragſchließenden Regierungen behalten ſich das Recht vor, das 
Eigentum der innerhalb ihres Gebiets belegenen neuen Strecken nebſt allem be- 
weglichen und unbeweglichen Zubehör nach Ablauf von fünfzehn Jahren, vom 
Tage der Eröffnung eines zuſammenhängenden Betriebs auf den Linien 
Blankenburg -Quedlinburg-Thale an gerechnet, oder auch ſpäter nach einer in 
beiden Fällen mindeſtens ein Jahr vorher zu bewirkenden Ankündigung käuflich 
zu erwerben. 

Als Kaufpreis gilt der 25 fache Betrag des ſteuerpflichtigen Reinertrags, 
welcher im Durchſchnitte der letzten der Ankündigung vorangegangenen fünf Be⸗ 
triebsjahre für die in dem betreffenden Staatsgebiete belegenen Strecken auf— 
gekommen iſt, mindeſtens aber der Betrag der von der Eiſenbahngeſellſchaft aus 
eigenen Mitteln mit Genehmigung des Herzoglich Braunſchweigiſchen Staats- 
miniſteriums notwendig und nützlich aufgewendeten Anlagekoſten. 

Zu dem auf den Preußiſchen Staat im Falle des Ankaufs übergehenden 
Zubehör gehört insbeſondere ein der Länge der in Preußen gelegenen Strecken 
entſprechender Teil des vorhandenen Betriebsmaterials, ferner das zur Bahn- und 
zur Transportverwaltung dieſer Strecken gehörige Inventar. 

Für den Fall, daß einer der vertragſchließenden Staaten das Eigentum 
des in ſeinem Gebiete liegenden Teiles der neuen Bahnſtrecken erwerben ſollte, 
werden die vertragſchließenden Regierungen ſich über die zur Beibehaltung eines 
ungeſtörten einheitlichen Betriebs erforderlichen Maßregeln verſtändigen. 
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Artikel 15. 
Dieſer Vertrag ſoll zweifach ausgefertigt und von den vertragſchließenden 
Regierungen zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt werden. 
Die Auswechſelung der Ratifikationsurkunden ſoll in Berlin erfolgen. 


So geſchehen Berlin, den 3. Juli 1905. 
(L. S.) Dr. Strutz. (L. S.) Martini. (L. S.) v. d. Buſch. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifiziert worden, und die Auswechſelung 
der Ratifikationsurkunden hat ſtattgefunden. 


(Nr. 10654.) Verordnung, betreffend die Bildung eines Regierungsbezirkes Allenſtein in der 
Provinz Oſtpreußen. Vom 14. Oktober 1905. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen r. 


verordnen auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


51. 

In der Provinz Oſtpreußen wird aus den bisher zum Regierungsbezirke 
Königsberg gehörigen Kreiſen Ortelsburg, Röſſel, Allenſtein, Neidenburg und 
Oſterode und den bisher zum Regierungsbezirke Gumbinnen gehörigen Kreiſen 
Lyck, Lötzen, Johannisburg und Sensburg ein dritter Regierungsbezirk gebildet, 
welcher die Bezeichnung „Regierungsbezirk Allenſtein“ führt. 

Der Sitz der Regierung iſt Allenſtein. 


82. 

Das Staatsminiſterium hat den Zeitpunkt, zu welchem dieſe Bezirksbildung 
durchzuführen iſt, in der Geſetz-Sammlung und durch die Amtsblätter der be⸗ 
teiligten Regierungen bekannt zu machen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 14. Oktober 1905. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. Schönſtedt. Gr. v. Poſadowsky. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. Möller. v. Budde. 
v. Einem. Frhr. v. Richthofen. v. Bethmann Hollweg. 
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(Nr. 10655.) Bekanntmachung, betreffend den Zeitpunkt, zu dem die Regierung in Allenſtein 
ihre Tätigkeit zu eröffnen hat. Vom 21. Oktober 1905. 


Ar Grund des § 2 der Verordnung, betreffend die Bildung eines Negierungs- 
bezirkes Allenſtein in der Provinz Oſtpreußen, vom 14. Oktober 1905 wird der 
Zeitpunkt, zu dem die Regierung in Allenſtein ihre Tätigkeit zu eröffnen hat, 
hierdurch auf den 1. November 1905 feſtgeſetzt. 


Berlin, den 21. Oktober 1905. 


Das Königliche Staatsminiſterium. 


Schönſtedt. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. Frhr. v. Rheinbaben. 
v. Podbielski. v. Budde. v. Einem. Frhr. v. Richthofen. 
v. Bethmann Hollweg. 


(Nr. 10656.) Bekanntmachung, betreffend den Staatsvertrag über Aufhebung der parochialen 
Verbindung der preußiſchen Kirchengemeinde Sichertshauſen mit der heſſiſchen 
Kirchengemeinde Treis an der Lumda vom 25./22. März 1905. Vom 
22. Oktober 1905. 


De anliegenden Staatsvertrag über Aufhebung der parochialen Verbindung 

a der preußiſchen Kirchengemeinde Sichertshauſen mit der heſſiſchen Kirchengemeinde 
Treis an der Lumda iſt die landesherrliche Genehmigung am 28. September d. J. 
erteilt worden. Der Vertrag wird hiermit bekannt gemacht. 


Berlin, 22. Oktober 1905. 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
In Vertretung: 
Frhr. v. Richthofen. 
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Anlage. 


Staatsvertrag 
zwiſchen 


der Königlich Preußiſchen und der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung 

wegen Aufhebung der parochialen Verbindung der preußiſchen Kirchen— 

gemeinde Sichertshauſen mit der heſſiſchen Kirchengemeinde Treis a. d. Lumda. 
Vom 22.25. März 1905. 


Wegen Aufhebung der parochialen Verbindung der preußiſchen Kirchengemeinde 
Sichertshauſen mit der heſſiſchen Kirchengemeinde Treis a. d. Lumda haben die 
von beiden hohen Staatsregierungen dazu beſtellten Kommiſſare, und zwar 

Königlich Preußiſcherſeits: 

der Konſiſtorialrat Guſtav Stölting, 
Großherzoglich Heſſiſcherſeits: 
der Präſident des Oberkonſiſtoriums D. Adolf Buchner, 
folgenden Staatsvertrag unter Vorbehalt der landesherrlichen Genehmigung ab— 
geſchloſſen: f 
Artikel 1. 

Die parochiale Verbindung, in der die im Königreiche Preußen beſtehende 
Kirchengemeinde Sichertshauſen mit der im Großherzogtume Heſſen beſtehenden 
Kirchengemeinde Treis a. d. Lumda als deren Tochtergemeinde ſteht, hört mit 
dem Ablaufe des 30. September 1905 auf. 


Artikel 2. 

Mit dem Aufhören der parochialen Verbindung (Artikel 1) erlöſchen alle 
aus dieſer Verbindung entſpringenden Rechte und Pflichten der Angehörigen der 
Kirchengemeinde Sichertshauſen gegenüber der Kirchengemeinde, den kirchlichen 
Beamten und kirchlichen Inſtituten in Treis a. d. Lumda. 


Artikel 3. 

Mit dem Aufhören der parochialen Verbindung (Artikel 1) gehen folgende 
auf Beiträge zur Pfarrbeſoldung gerichtete Forderungen der Kirchengemeinde 
Treis a. d. Lumda auf die Kirchengemeinde Sichertshauſen über: 

1. Forderung gegen die politiſche) Gemeinde Sichertshauſen auf jährliche 

Zahlung von 4,0 Mark (Vier Mark vierzig Pfennig); 
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2. Forderung gegen die (politifche) Gemeinde Sichertshauſen und den 
landeskirchlichen Fonds in Caſſel auf die von ihnen zur Kirchenkaſſe in 
Sichertshauſen und aus dieſer an die Kirchengemeinde Treis a. d. Lumda 
als Entſchädigung für aufgehobene Gebühren und für Wegfall des 
Neujahrsgeldes jährlich zu leiſtende Zahlung von 44,75 Mark (Vier⸗ 
undvierzig Mark fünfundſiebzig Pfennig). 


Artikel 4. 
Am 1. Oktober 1905 werden an die Kirchengemeinde Sichertshauſen zu 
ihrer Pfarrdotation gezahlt: . 

1. der aus den Pfarrkapitalien der Kirchengemeinde Treis a. d. Lumda 
zu entnehmende Betrag eines von Heinrich Bingel in Sichertshauſen zur 
Ablöſung von Gefällen gezahlten Kapitals von 6 Talern 26 Groſchen 
8 Hellern oder 20,86s Mark (Zwanzig Mark achtundſechzig Pfennig); 

2. aus dem Dispoſitionsfonds des Großherzoglich Heſſiſchen Ober⸗ 
konſiſtoriums der Betrag von 200 Mark (Zweihundert Mark). 


Artikel 5. 

Am 1. Oktober 1905 wird von der Kirchengemeinde Treis a. d. Lumda 
aus ihrem Armenfonds an die Kirchengemeinde Sichertshauſen als deren mit 
einem Fünftel zu berechnender Anteil an den für Arme beſtimmten Stiftungen 
des Gernand und der Agnes von Schutzbar der Betrag von 149,65 Mark (Ein- 
hundert und neunundvierzig Mark achtundſechzig Pfennig) gezahlt. 


Caſſel, den 25. März 1905. Darmſtadt, den 22. März 1905. 


Guſtav Stölting, D. Buchner, 
Konſiſtorialrat. Oberkonfiftorial» Präfident. 
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